
TOP 14.  Informationen der Verwaltung 

 
Frau Pöschke, Sachgebietsleiterin SG Schulverwaltung, möchte über den Sachstand zur 
Rückübertragung der Sekundarschulen an den Salzlandkreis informieren. Es wurden ein 
Mietvertrag für die Sekundarschule „Maxim Gorki“ und ein Mietvertrag für die anteilige 
Fläche der Schule „Am Lerchenfeld“ geschlossen entworfen. Die Mietverträge sind erst 
einmal formuliert worden, nachdem es zwei Gespräche mit dem Salzlandkreis gab. Am 
kommenden Montag wird es eine Beratung mit dem Oberbürgermeister geben, in der die 
Mietverträge vorgestellt werden sollen. Nach dieser Abstimmung werden eventuelle 
Änderungen in die Mietverträge eingearbeitet und das Gespräch erneut mit dem 
Salzlandkreis gesucht. Die Personalfragen sind gegenwärtig noch nicht geklärt, da dies der 
Verhandlung mit dem Salzlandkreis bedarf. Frau Pöschke hat eine Übersicht, wie es sich 
darstellen würde im Jahr 2014, wenn die Sekundarschulen nicht mehr in der Trägerschaft 
der Stadt Schönebeck (Elbe) wären. Diese Übersicht ist dieser Niederschrift als Anlage 
beigefügt (Anlage 1). Auf der ersten Seite ist allerdings der Mietzins, welcher vom 
Liegenschaftsamt errechnet worden ist, noch nicht enthalten. Dazu müssen noch 
Verhandlungen geführt werden. Der graue Bereich stellt den Saldo dar und diese Zahlen 
sind aus dem Haushalt für das Haushaltsjahr 2014 mit Stand 21.01.2015. Darin sind noch 
keine Abschreibungen enthalten. Es sind die Buchungen, wie sie gegenwärtig vorliegen. 
Wenn der Jahresabschluss erarbeitet ist, könnte es eventuell noch zu Korrekturbuchungen 
kommen. Auf der zweiten Seite befinden sich die Erträge aus dem Haushaltsjahr 2014, wenn 
die Sekundarschulen bereits in Trägerschaft des Salzlandkreises wären. Auf Seite 2 im 
unteren Teil beginnen die Aufwendungen. Es ist daraus ersichtlich, wie sich die 
Personalkosten verändern. Die Beamtenstellen bleiben gleich, da es sich um interne 
Leistungsverrechnung handelt. Die Schulverwaltung wurde auf die Produkte aufgeteilt, 
welche Verwaltungsgemeinkosten beinhalten, die bei der Stadt Schönebeck (Elbe) 
verbleiben würden. Die Dienstaufwendungen für Arbeitnehmer würden sich verändern. Das 
Zahlenmaterial zeigt die Entwicklung, würden die Mitarbeiter der Sekundarschule „Maxim 
Gorki“ an den Salzlandkreis übergehen. Der Hausmeister der Lerchenfeldschule würde bei 
der Stadt Schönebeck (Elbe) bleiben und die Schulsachbearbeiterin könnte ebenfalls an den 
Salzlandkreis übergehen. Allerdings wurden darüber noch keine Verhandlungen 
aufgenommen. Bei der Unterhaltung der Grundstücke muss geprüft werden, welche 
Wartungsverträge vorliegen, welche Verträge dem Vermieter und welche dem Mieter 
obliegen. Frau Pöschke hat zunächst die vollen Beträge in die Übersicht aufgenommen. Die 
Liste soll stetig fortgeschrieben werden, wenn neue Vereinbarungen getroffen worden sind. 
Alle Aufwendungen, die direkt dem Schulbetrieb zugeordnet sind, wurden ausgenullt, wie 
z.B. Leasing für die Kopierer. Diese würden dann vom Salzlandkreis getragen werden. 
Weiterhin gibt es Betriebskosten, wie beispielsweise die Grundstücksversicherungen, welche 
weiter berechnet werden können über die Betriebskostenumlage, wenn es einen Mietvertrag 
gibt. Analog würde es mit den Energiekosten, Kosten für Wasser und Abwasser sein. Bei der 
Sekundarschule „Maxim Gorki“ wäre es möglich, dass der Salzlandkreis direkt in die 
bestehenden Verträge einsteigt. Die Aufwendungen ab Seite 4 sind solche, die direkt die 
Schule betreffen und die vom Salzlandkreis zu tragen wären. Auf der letzten Seite ist die 
Differenz zwischen den Erträgen und Aufwendungen zu erkennen. Momentan gibt es ein 
Defizit von 154.200,00 € (Haushaltsjahr 2014).  
 
Herr Stadtrat Arndt hinterfragt die Übertragung. 
 
Frau Pöschke erklärt, dass die Stadt Schönebeck (Elbe) Schulträger für die Grund- und 
Sekundarschulen ist. Das Schulgesetz sieht vor, dass die Gemeinden für die Grundschulen 
und die Landkreise für die Sekundarschulen zuständig sind. Im Jahr 1990 wurde eine 
Vereinbarung geschlossen, dass die Stadt Schönebeck (Elbe) die Schulträgerschaft für die 
Sekundarschulen übernehmen kann. Die Stadt Schönebeck (Elbe) prüft nun im Rahmen der 
Haushaltskonsolidierung die Rückübertragung der Sekundarschulen an den Salzlandkreis. 
Laut Schulgesetz bekommt die Stadt Schönebeck (Elbe) nur 70% der Sachkosten. Die 
Personalkosten der Lehrer trägt das Land. Die Differenz wird in Form einer 



Sekundarschulumlage gegenüber dem Landkreis verrechnet. Diese Umlage beträgt für 2014 
288.000,00 €, welche auch aus den Erträgen zu ersehen ist.  
 
Herrn Stadtrat Arndt interessiert es, welche Variante finanziell besser für die Stadt 
Schönebeck (Elbe) wäre.  
 
Um darüber eine endgültige Aussage treffen zu können, müssen die Verhandlungen 
abgewartet werden, so Frau Pöschke. Dazu soll auch die Übersicht stetig fortgeschrieben 
und im Fachausschuss vorgestellt werden.  
 
Herr Stadtrat Schiwek fragt nach, ob die Rückübertragung über einen Beschluss des 
Stadtrates erfolgen würde.  
 
Dies wird von Frau Pöschke bejaht. Vorliegend geht es aber erst einmal  nur um die 
Vorbereitungsarbeiten.  
 
Herr Stadtrat Schiwek bezieht sich auf die Annahme, dass von den 126.000,00 € noch die 
Miete abgesetzt werden könnte.  
 
Frau Pöschke führt aus, dass die Miete noch dagegen gerechnet werden würde. Die 
Ergebnisse aus den Verhandlungen müssen noch einfließen. Vorerst wurde von 100% 
ausgegangen, da man nichts absetzen kann, wenn die Verhandlungen noch ausstehen.  
 
Herr Stadtrat Schiwek kann das Vorhaben aus Gründen der Konsolidierung nachvollziehen. 
Jedoch findet er aus politischer Sicht, dass es ein falsches Signal ist. Die Sekundarschulen 
sind sehr modern und frisch saniert. Nun sollen sie an den Landkreis rückübertragen 
werden. Andere Kommunen im Salzlandkreis gehen den umgekehrten Weg und 
übernehmen die Gymnasien des Landkreises in städtische Trägerschaft, um konzeptionell 
arbeiten zu können und Bildungsangebote schulformübergreifend stattfinden zu lassen.  
 
Der Ausschussvorsitzende, Herr Stadtrat Huppertz, bemerkt, dass das Ansinnen erst einmal 
geprüft werden soll, welche Möglichkeiten bestehen. Der Kultur-, Schul- und Sportausschuss 
ist von Anfang an involviert.  
 
Frau Stadträtin Bühring hinterfragt, wie die Übertragungen der Gymnasien an die Kommunen 
von statten gegangen ist.  
 
Beispielsweise die Stadt Aschersleben hat den Antrag gestellt, welcher auch genehmigt 
worden ist, dass das Gymnasium Aschersleben nun in städtischer Trägerschaft ist, so Herr 
Stadtrat Schiwek. Die Stadt Aschersleben argumentiert, dass sie sich die Fragen der Bildung 
ihrer jungen Generation nicht aus den Händen nehmen lassen will und es selbst gestaltet 
werden soll. So kann auch schulformübergreifend besser gearbeitet werden, da es nur in 
einer Verwaltungshand ist. Zum Beispiel könnte so am Standort der Lerchenfeldschule eine 
Gemeinschaftsschule zwischen Grundschule, Sekundarschule und Gymnasium gebildet 
werden. Bei unterschiedlichen Trägern würde sich das schwierig gestalten.  
 
Frau Stadträtin Bühring bittet um Auskunft, inwieweit die Stadträte darauf Einfluss haben auf 
die Bildung einer Gesamtschule oder einer anderen Schulform.  
 
Herr Stadtrat Schiwek legt dar, dass diese Initiative aus der Schule selbst kommen muss. 
Dann muss das Einvernehmen mit dem Landesverwaltungsamt hergestellt werden.  
 
Der Ausschussvorsitzende, Herr Stadtrat Huppertz, erinnert daran, dass man bei dem 
Thema Schulen in der Stadt schon immer zu kämpfen hatte. Die Sekundarschulen sind 
saniert. Die Stadt Schönebeck (Elbe) hat dazu auch Eigenmittel eingesetzt, aber das ist in 
Ordnung, weil es für die Kinder getan worden ist.  



 
 
Im Anschluss nimmt Frau Zellmer Bezug zum Freibad in der Barbarastraße. Eine 
Beschlussvorlage, welche die Schließung des Freibades ab dem Jahr 2015 vorsieht, soll in 
einer Sondersitzung des Stadtrates im Februar 2015 behandelt werden. Grund dafür sind 
große sicherheitsrelevante Mängel an der Badewasseraufbereitungsanlage, speziell an der 
Chlorgasanlage, womit die Behandlung des Wassers erfolgt. Es gab im vorigen Jahr einen 
Chlorgasunfall während des Betriebes, der erst nach Prüfungen in dem Maß festgestellt 
worden ist. Es wird nicht möglich sein, die hohen finanziellen Aufwendungen zu tätigen. 
Momentan wird noch geprüft, welche Kosten auf die Stadt zukommen würden. Des Weiteren 
wurde nach der Schließung des Freibades festgestellt, dass es sehr starke Verluste in dem 
50 Meter Becken gibt. Das Wasser bleibt in den Becken stehen, um die Becken im Winter 
vor Frost zu schützen. Das Wasser ist mittlerweile in dem Becken bis auf 1,20 m 
Wasserstand gefallen. Innerhalb von wenigen Monaten sind 820 m³ Wasser verloren 
gegangen. Die Größenordnung der Kosten einer Schadenfeststellung bzw. –behebung kann 
gegenwärtig noch nicht abgeschätzt werden. Die Prüfungen dazu erfolgen. Im vorigen Jahr 
wurde eine Tischvorlage für die Dienstberatung des Oberbürgermeisters erarbeitet, in der die 
Analyse der Schäden dargestellt worden ist. Chlorgas ist eine gefährliche Chemikalie, die 
gesundheitliche Schäden auslösen kann. Man kann von keinem erwarten, dass die 
Verantwortung übernommen wird, nachdem es zu diesem Unfall im Jahr 2014 kam. Der 
Oberbürgermeister hat aufgrund dieser Tischvorlage angeordnet, dass eine 
Beschlussvorlage in den Stadt eingebracht werden soll, die die Schließung des Freibades ab 
dem Jahr 2015 vorsieht. Die aufzubringenden Kosten werden durch das Baudezernat 
geprüft. Das Freibad ist eine freiwillige Aufgabe und die Stadt Schönebeck (Elbe) befindet 
sich in der Haushaltskonsolidierung. Auch mit der Schließung des Freibades kommen 
Kosten auf die Stadt zu, da dann Verkehrssicherungsmaßnahmen vorzunehmen sind. Frau 
Zellmer möchte der Beschlussvorlage nicht vorgreifen, sondern dem Fachausschuss nur 
vorab die Information geben.  
 
Der Ausschussvorsitzende, Herr Stadtrat Huppertz, bemerkt, dass das Freibad jährlich vor 
jeder Saison überprüft worden ist.  
 
Dies bestätigt Frau Zellmer. Eine Fachfirma überprüft in jedem Jahr die 
Wasseraufbereitungsanlagen. Nach dem Unfall wurde eine zweite Fachfirma zu Rate 
gezogen, welche teilweise zu anderen Prüfergebnissen kam als die erste Fachfirma.  
 
Frau Stadträtin Bühring hinterfragt die Möglichkeit, die Firma in Regress zu nehmen.  
 
Dies befindet sich ebenfalls in Prüfung, so Frau Zellmer. Wenn es zur Schließung des 
Freibades kommen sollte, ist es sehr bedauerlich, da es ein Stück Lebensqualität in der 
Stadt nimmt. Die Information erfolgt aus diesem Grund vorerst nichtöffentlich. 
 
Herr Stadtrat Arndt bittet um Auskunft über die Besucher des Freibades.  
 
Frau Zellmer erklärt, dass die Besucherzahlen von der Witterung abhängig waren. Die 
Besucherzahlen belaufen sich schätzungsweise auf 10.000 bis 14.000 Besuchern, aber auch 
mal 17.000 Besuchern in einer Saison. Dementsprechend schwanken die Einnahmen 
zwischen 8.000,00 € und 12.000,00 bis 13.000,00 € im Jahr. Dabei ist jedoch zu erwähnen, 
dass die Preise sehr moderat sind.  
 
Frau Stadträtin Bühring gibt zu bedenken, dass mit der Schließung des Freibades die Kinder 
und Schüler weiter fahren müssen, um baden gehen zu können. Dabei kann es zu Unfällen 
kommen, wenn die Kinder allein mit Fahrrädern zu einem See fahren, wo sie dort auch 
unbeaufsichtigt sind. Sie fragt nach, ob die Schwimmhalle dann für einen kürzeren Zeitraum 
geschlossen hat, wenn es zur Schließung des Freibades kommen sollte. 
 



Frau Zellmer informiert, dass die Schwimmhalle während der Sommerferien 6 Wochen 
geschlossen werden wird. In der Schwimmhalle finden in der Zeit auch umfangreiche 
Sanierungsmaßnahmen am Becken statt, die auch einen hohen finanziellen Aufwand 
erfordern. Die Stadt Schönebeck (Elbe) wird im Jahr 2015 nicht in der Lage sein, diese 
Schließzeit zu verkürzen. 
 
Frau Stadträtin Bühring sieht in der Schließung des Freibades die Gefahr, dass es dann nie 
wieder eines geben wird.  
 
Die Beschlussvorlage wird die Schließung des Freibades ab der Saison 2015 formulieren, so  
Frau Zellmer. Welche Reparaturarbeiten in welcher Höhe aufgebracht werden müssten, um 
das Freibad zu erhalten, wird die Prüfung ergeben.  
 
Herr Stadtrat Arndt fragt nach, ob der Wasserverlust in dem 50m-Becken auf Risse 
zurückzuführen ist.  
 
Frau Zellmer führt aus, dass es unklar ist, ob Risse, die Leitungen oder Bodenabläufe für 
den Wasserverlust verantwortlich sind. Das Wasser läuft unkontrolliert weg. Die Stadt 
Schönebeck (Elbe) hat alle pflichtigen Prüfungen ordnungsgemäß veranlasst.  
 
Der Ausschussvorsitzende weist daraufhin, dass man für eine Beschlussfassung die 
konkreten Informationen braucht, welche Schäden es gibt und wie hoch die Aufwendungen 
wären, um diese zu beseitigen. Ansonsten wäre es zweifelhaft, ob man einer Schließung 
zustimmen könnte.  
 
Herr Stadtrat Körner merkt an, dass die Beschlussvorlage bereits im Februar in den Stadtrat 
eingebracht werden soll. 
 
Der Ausschussvorsitzende legt dar, wenn keine abschließenden Prüfungen vorliegen, dass 
eine Schließung vorerst nur für das Jahr 2015 beschlossen werden sollte. 
 
 
 


